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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Arbeitsgerichtsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 136. Sitzung 
am 11. Februar 1955 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3S51 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Arbeitsgerichtsgesetz vom 3. Septem- 
ber 1953 (BundesgesetzbL I S. 1267) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 11a erhält folgenden Absatz 3; 

„(3) Dem beigeordneten Rechtsanwalt 
werden die Gebühren und Auslagen er- 
setzt. Das Gesetz betreffend die Erstattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armen- 
sachen gilt sinngemäß.“ 

2. § 20 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Sie sind in angemessenem Verhältnis un- 
ter billiger Berücksichtigung der Minder- 
heiten aus den Vorschlagslisten zu entneh- 
men, die der obersten Arbeitsbehörde des 
Landes von den im Gerichtsbezirk be- 
stehenden Gewerkschaften und Vereini- 
gungen von Arbeitgebern sowie von den in 
§ 22 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Körper- 
schaften oder deren Arbeitgebervereinigun- 
gen eingereicht werden.“ 

3. Die bisherigen Absätze 2 und 3 des § 22 
werden durch folgenden Absatz 2 ersetzt: 

„(2) Zu Arbeitsrichtern aus Kreisen der 
Arbeitgeber können auch berufen werden 

1. bei Betrieben einer juristischen Person 
oder einer Personengesamtheit Personen, 
die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesell- 
schaftsvertrags allein oder als Mitglieder 
des Vertretungsorgans zur Vertretung 
der juristischen Person oder der Perso- 
nengesamtheit berufen sind; 

2. leitende Angestellte in Betrieben einer 
juristischen Person oder einer Personen- 
gesamtheit, wenn ihnen Generalvollmacht 
oder Prokura erteilt ist oder wenn sie 
berechtigt sind, Im Betrieb Arbeitneh- 
mer selbständig einzustellen und zu ent- 
lassen; 


3. bei dem Bunde, den Ländern, den Ge- 
meinden, den Gemeindeverbänden und 
anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts Beamte und Angestellte nach 
näherer Anordnung der zuständigen 
obersten Bundes- oder Landesbehörde; 

4, Mitglieder und Angestellte von Vereini- 
gungen von Arbeitgebern sowie Vor- 
standsmitglieder und Angestellte von 
Zusammenschlüssen solcher Vereinigun- 
gen, wenn diese Personen kraft Satzung 
oder Vollmacht zur Vertretung befugt 
sind.“ 

4. § 30 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Arbeitsrichter einer Fachkam- 
mer sollen aus den Kreisen der Arbeitneh- 
mer und der Arbeitgeber entnommen wer- 
den, für die die Fachkammer gebildet ist. 
Werden für Streitigkeiten der in § 22 
Abs. 2 Nr. 2 bezeichneten Angestellten 
Fachkammern gebildet, so dürfen Ihnen 
diese Angestellten nicht als Arbeitsrichter 
aus Kreisen der Arbeitgeber angehören. 
Wird die Zuständigkeit einer Fachkammer 
gemäß § 17 Abs. 3 erstreckt, so sollen die 
Arbeitsrichter dieser Kammer aus den Be- 
zirken derjenigen Arbeitsgerichte berufen 
werden, für deren Bezirke die Fachkammer 
zuständig ist,“ 

5. In § 43 Abs. 1 Satz 2 wird der Hinweis 
„§ 22 Abs. 2 Nr. 2“ durch „§ 22 Abs. 2 
Nr. 3“ ersetzt. 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel III 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Durch den vorgelegten Entwurf sollen einige 
Schwierigkeiten, die sich bei der Durchfüh- 
rung des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 3. Sep- 
tember 1953 ergeben haben, bereinigt werden. 

Zu Art. I Nr. 1 

Die Beiordnung eines Rechtsanwalts nach 
§ 11a ArbGG setzt nicht die Bewilligung 
des Armenrechts gemäß § 114 Zivilprozeß- 
ordnung voraus. Während nach § 114 der 
Zivilprozeßordnung das Armenrecht nur be- 
willigt werden kann, wenn die beabsichtigte 
Rechtsverfolgung für die arme Partei hinrei- 
chende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht 
mutwillig erscheint, ist für die Beiordnung 
eines Rechtsanwalts gemäß § 1 1 a ArbGG nur 
zu beachten, daß die arme Partei nicht durch 
ein Mitglied oder einen Angestellten einer Ge- 
werkschaft oder einer Vereinigung von Ar- 
beitgebern vertreten werden kann, und daß 
die Gegenpartei durch einen Rechtsanwalt 
vertreten ist. Die Beiordnung kann unter- 
bleiben, wenn sie aus besonderen Gründen 
nicht erforderlich ist, oder wenn die Rechts- 
verfolgung offensichtlich mutwillig ist. Eine 
Abwägung der Aussichten der Rechtsverfol- 
gung findet im übrigen nicht statt. Die Bei- 
ordnung kann also auch in solchen Fällen er- 
folgen, in denen das Armenrecht gemäß 
§§ 114 ff. der Zivilprozeßordnung wegen 
mangelnder Erfolgsaussicht zu versagen wäre. 
Nach § 1 des Gesetzes betreffend die Erstat- 
tung von Rechtsanwaltsgebühren in Armen- 
sachen vom 20. Dezember 1928 (RGBl. I 
S. 411), zuletzt geändert durch das Gesetz 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Kostenrechts vom 7. August 1952 (BGBl. I 
S. 401), besteht eine Verpflichtung zur Erstat- 
tung der Anwaltskosten durch die Staatskasse 
jedoch nur, wenn der Partei das Armenrecht 
bewilligt worden Ist. 

Bei der Einfügung des § 11a ArbGG durch 
die gesetzgebenden Körperschaften des Bun- 
des war, wie sich aus dem Protokoll des Aus- 
schusses für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht des Bundestages (235. Sitzung vom 


5. Februar 1952) ergibt, beabsichtigt, daß die 
Kosten des beigeordneten Rechtsanwalts ohne 
Rücksicht darauf, welche Partei obsiege, von 
der Staatskasse getragen werden sollten. Es 
war jedenfalls nicht beabsichtigt, den nach 
§ 11a ArbGG beigeordneten Rechtsanwalt 
auf die spätere Nachforderung seiner Gebüh- 
ren von seinem Mandanten zu verweisen. (Eine 
Erstattung der Kosten durch die Gegenseite 
Ist nach § 61 Abs. 1 Satz 2 ArbGG ausge- 
schlossen.) Im Arbeitsgerichtsgesetz ist diese 
Absicht nicht mit genügender Schärfe zum 
Ausdruck gekommen, so daß haushaltsrecht- 
liche Bedenken gegen die Übernahme der Ar- 
menanwaltskosten, die durch die Beiordnung 
eines Rechtsanwalts gemäß § 11a ArbGG er- 
wachsen, auf die Staatskasse entstanden sind. 
Durch den eingefügten § 11a Abs. 3 ArbGG 
wird ausgesprochen, daß dem nadi § 11a 
Abs. 1 ArbGG beigeordneten Rechtsanwalt 
die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe 
der Bestimmungen des Gesetzes betreffend 
die Erstattung von Rechtsanwaltsgebühren in 
Armensachen ersetzt werden. 

Zu Art. I Nr. 2 

Die Fassung des § 20 Abs. 1 Satz 2 ArbGG 
läßt den Umstand unberücksichtigt, daß sich 
auch Körperschaften des öffentlichen Rechts 
zur Regelung der Arbeitsbedingungen durch 
Tarifverträge in Arbeitgebervereinigungen zu- 
sammengeschlossen haben. Durch die aus- 
drückliche Erwähnung der Berechtigung der 
öffentlichen Körperschaften, Vorschlagslisten 
für die Berufung von Arbeitsrichtern einzu- 
reichen, kann zweifelhaft sein, ob ein selb- 
ständiges Vorschlagsrecht der Arbeitgeberver- 
einigungen der öffentlichen Hand überhaupt 
besteht, oder ob insoweit das Vorschlagsrecht 
der einzelnen Körperschaften vorgeht. Durch 
die Neufassung des § 20 Abs. 1 ArbGG wird 
diesem Umstand In der Weise Rechnung ge- 
tragen, daß neben den in § 22 Abs. 2 Nr. 2 
ArbGG bezeichneten Körperschaften auch 
deren Arbeitgebervereinigungen ein Vor- 
schlagsrecht eingeräumt wird. Diese Alterna- 
tivregelung genügt. Es ist nicht zweckmäßig, 
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die betreffenden Körpersdiaften des öffent- 
liehen Rechts zugunsten ihrer Arbeitgeber- 
vereinigungen von der Ausübung des Vor- 
schi agsredits auszuschließen. Dazu besteht 
kein Anlaß, insbesondere soll für Arbeit- 
geberverbände, die sich über den Bereldi 
eines Landes hinaus erstrecken, kein aus- 
schließliches Vorschlagsrecht hinsichtlich der 
Beisitzer der erstinstanzlichen Gerichte aner- 
kannt werden. Infolge der Zusammen- 
fassung der bisherigen Absätze 2 und 3 des 
§ 22 ArbGG in einem Absatz 2 (vgl. 
Art. I Nr. 3 des Entwurfs) muß in § 20 Abs. 1 
Satz 2 ArbGG die entsprechende Verweisung 
geändert werden. 

Zu Art. I Nr. 3 

§ 22 Abs. 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes von 
1926 lautete: 

„Den Arbeitgebern stehen für die Beru- 
fung zum Beisitzer gleich: 

1. Geschäftsführer und Betriebsleiter, soweit 
sie selbständig zur Einstellung von Arbeit- 
nehmern in den Betrieb berechtigt sind 
oder soweit ihnen Prokura oder General- 
vollmacht erteilt Ist; 

2. Mitglieder und Angestellte wirtschaftlicher 
Vereinigungen von Arbeitgebern oder von 
Verbänden solcher Vereinigungen, die 
kraft Satzung oder Vollmacht zur Ver- 
tretung befugt sind.*' 

Eine entsprechende Fassung enthielt die Re- 
gierungsvorlage (Drucksache Nr. 3516 des 
1. Deutschen Bundestages) zum Arbeits- 
gerichtsgesetz: 

„(3) Den Arbeitgebern stehen für die Be- 
rufung zum Arbeitsrichter gleich: 

1. leitende Angestellte, die zur selbständigen 
Einstellung und Entlassung der Im Betrieb 
oder in der Betriebsabteilung beschäftig- 
ten Arbeitnehmer berechtigt sind; 

2. Mitglieder und Angestellte von Vereini- 
gungen von Arbeitgebern sowie Vorstands- 
mitglieder und Angestellte von Zusam- 
menschlüssen solcher Vereinigungen, wenn 
diese Personen kraft Satzung oder Voll- 
macht zur Vertretung befugt sind." 

Auf Empfehlung des Ausschusses für Arbeit 
des Bundestages (Protokoll der 130. Sitzung 
vom 22. Oktober 1952) und des Ausschus- 
ses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
des Bundestages (239. Sitzung vom 15. Ja- 
nuar 1953) wurde Abs. 3 Nr. 1 des Regie- 
rungsentwurfs gestrichen, da möglichst nur 


„echte Arbeitgeber als Arbeitsrichter dieser 
Seite bestellt werden sollten. Bei der Durch- 
führung des Gesetzes hat sich jedoch erwie- 
sen, daß es nicht möglich ist, eine ausrei- 
chende Zahl geeigneter Arbeitgeberbeisitzer 
für die Arbeitsgerichte zu finden und des- 
halb nicht auf die Mitwirkung gewisser lei- 
tender Angestellter als Arbeitgeberbeisitzer 
verzichtet werden kann. 

Die Neufassung des § 22 Abs. 2 und 3 Arb- 
GG (in dem vorgelegten Entwurf zusam- 
mengefaßt in § 22 Abs. 2) soll die Schwie- 
rigkeiten beseitigen, die infolge der bisheri- 
gen engen Fassung der Vorschrift bei der 
Benennung von Arbeitsrichtern aus Kreisen 
der Arbeitgeber, insbesondere aus Groß- 
unternehmen, aufgetreten sind, damit die 
ordnungsgemäße Besetzung der Gerichte für 
Arbeitssachen sichergestellt wird. Um jedoch 
den Grundsatz, daß in erster Linie nur 
„echte“ Arbeitgeber als Arbeitgeberbeisitzer 
tätig sein sollen, nach Möglichkeit zu wah- 
ren, ist vorgesehen, nur die leitenden Ange- 
stellten einer juristischen Person oder einer 
Personengesamtheit den Arbeitgebern für die 
Berufung zum Arbeitsrichter gleichzustellen, 
wenn ihnen Generalvollmacht oder Prokura 
erteilt ist, oder wenn sie berechtigt sind, Ar- 
beitnehmer selbständig einzustellen und zu 
entlassen. 

Die vorgeschlagene Fassung entspricht dem 
Wortlaut des § 16 Abs. 4 Nr. 4 des Sozial- 
gerichtsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
vom 10. August 1954 (BGBl. I S. 239). Es 
erscheint zweckmäßig, den Kreis derjenigen 
leitenden Angestellten, die als Arbeitgeber- 
beisitzer für die Gerichte in Arbeitssachen 
benannt werden können, in gleicher Weise 
festzusetzen, um vermeidbare Abweichun- 
gen zwischen den beiden Gesetzen in dieser 
grundsätzlichen Frage auszuschließen. 

Das Wort „nichtrichterliche“ in § 22 Abs. 2 
Nr. 2 der seitherigen Fassung ist entspre- 
chend dem Wortlaut des § 16 Abs. 4 Nr. 4 
des Sozialgerichtsgesetzes gestrichen worden. 
Auch die Zusammenfassung der bisherigen 
Absätze 2 und 3 in einem Absatz 2 ent- 
spricht im wesentlichen der genannten Vor- 
schrift des Sozialgerichtsgesetzes. 

Zu Art. I Nr. 4 

Die Änderung des § 30 Abs. 5 ArbGG durdi 
Einfügung eines neuen Satzes 2 ergibt sich aus 
der neuen Fassung des § 22 Abs. 2 Nr. 2 
ArbGG. Für den Fall, daß für Streitigkeiten 
der in dieser Vorschrift genannten leitenden 
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Angestellten besondere Fachkammern gebil- 
det werden, muß zur Aufrechterhaltung des 
Grundsatzes der paritätischen Besetzung der 
Gerichte für Arbeitssachen sichergestellt 
werden, daß leitende Angestellte im Sinne 
des neugefaßten § 22 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG 
in solchen Fachkammern nicht als Arbeit- 
geberbeisitzer bei den Entscheidungen mit- 
wirken können. Als Arbeitnehmerbeisitzer 
können solche leitenden Angestellten da- 
gegen berufen werden. Inhaltlich entspricht 
der in § 30 Abs. 5 ArbGG eingefügte Satz 2 
dem § 30 Abs. 2 Satz 2 des Arbeitsgerichts- 
gesetzes von 1926. 

Nach § 30 Abs. 5 Satz 2 ArbGG (nadi dem 
Entwurf Satz 3) sollen bei Erstreckung der 
Zuständigkeit einer Fadikammer auf die Be- 
zirke weiterer Gerichte (§17 Abs. 3 ArbGG) 
die Beisitzer dieser Fachkammern „aus den 
Arbeitsrichtern derjenigen Arbeitsgerichte 


entnommen werden, für deren Bezirk die 
Kammer zuständig ist.“ Diese Vorschrift 
kann dann zu Schwierigkeiten führen, wenn 
unter den bereits bestellten Arbeitsrichtern 
sich nicht die genügende Zahl von Ange- 
hörigen derjenigen Kreise befindet, für deren 
Streitigkeiten die Fachkammer zuständig Ist. 
Durch die vorgeschlagene Neufassung soll er- 
reicht werden, daß die Bestellung als Beisitzer 
in Fachkammern ln Fällen der Erstreckung 
nach § 17 Abs. 3 ArbGG nidit davon ab- 
hängt, daß der Beisitzer bereits bei einem Ge- 
richt, auf dessen Bezirk die Fachkammer er- 
streckt ist, als Arbeitsrichter berufen ist. 

Zu Art. I Nr. 5 

Die Änderung der Verweisung ergibt sidi 
aus der Zusammenfassung der bisherigen Ab- 
sätze 2 und 3 des § 22 ArbGG In einem 
Absatz (vgl. Art. I Nr. 3 des Entwurfs). 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


Artikel I 

1. § 11 a Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Dem beigeordneten Rechtsanwalt 
werden die Gebühren und Auslagen nach 
den Vorschriften des Gesetzes betreffend 
die Erstattung von Rechtsanwaltsgebüh- 
ren in Armensachen ersetzt.“ 

Begründung 

Durch diese Fassung wird die Anwen- 
dung des § 5 des Gesetzes betreffend die 
Erstattung von Rechtsanwaltsgebühren 


in Armensachen ausgeschaltet; § 5 kann 
hier keine Anwendung finden, weil der 
Rechtsanwalt nur einen Anspruch gegen 
die Staatskasse hat und folglich der ge- 
setzliche Übergang eines Anspruchs gegen 
die Partei usw. auf die Staatskasse nicht 
in Frage kommen kann. 

2. In § 22 Abs. 2 Nr. 3 sind nach dem Wort 
„Körperschaften“ die Worte „Anstalten 
und Stiftungen“ einzufügen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Die Bundesregierung stimmt den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates zu § 22 
Abs. 2 Nr. 3 zu. 

2. Zu § 11a 

Dem Vorschlag des Bundesrates vermag 
die Bundesregierung nicht beizutreten. 
Durch die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Fassung soll die arme Partei Im Falle des 
§ 11 a ArbGG besser gestellt werden als 
im Falle der Beiordnung eines Rechtsan- 
walts nach Bewilligung des Armenredits. 
Im Hinblick darauf, daß das Armenrecht 
(§§ 114 ff. ZPO) unter erschwerten Vor- 
aussetzungen (Prüfung der Erfolgsaus- 
sichten) bewilligt wird, erscheint eine 
solche unterschiedliche Behandlung nicht 
gerechtfertigt. Da in § 1 1 a Abs. 3 ArbGG 
in der Fassung der Regierungsvorlage nur 
die sinngemäße Anwendung des Armen- 
anwaltsgesetzes vorgeschrieben ist, kommt 


genügend zum Ausdruck, daß weder der 
beigeordnete Rechtsanwalt noch die 
Staatskasse die Gebühren von dem in die 
Prozeßkosten verurteilten Gegner verlan- 
gen können (§ 5 Armenanwaltsgesetz in 
Verbindung mit § 124 ZPO); denn aus 
§61 Abs. 1 Satz 2 ArbGG ergibt sich, 
daß kein Anspruch der obsiegenden Partei 
auf Erstattung der Kosten für die Hinzu- 
ziehung eines Prozeßbevollmächtigten be- 
steht. Soweit es sich um die Partei han- 
delt, welcher der Rechtsanwalt beigeord- 
net war, erscheint, wie im Falle der Be- 
willigung des Armenrechts, das Nach- 
forderungsrecht des Rechtsanwalts und 
der Staatskasse gerechtfertigt, sobald die 
Partei ohne Beeinträchtigung des für sie 
und ihre Familie notwendigen Unterhalts 
zur Zahlung Imstande Ist (§ 5 Armen- 
anwaltsgesetz in Verbindung mit § 125 
ZPO). 
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